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Je mehr darüber nachgesonnen 
wurde, desto drängender stellte 
sich die Aufgabe, insbesonde-
re das Schicksal derjenigen zu 
erhellen, die in der Wehrmacht 
fahnenflüchtig geworden waren 
oder wegen Kriegsdienstver-
weigerung, Wehrkraftzersetzung 
oder ähnlicher Delikte, z. B. 
Kriegsverrat, verfolgt, verur-
teilt und bestraft worden sind – 
letzteres meist zeitnah mit dem 
Tode.
Hinrichtungsorte waren viel-
fach noch bekannt, überleben-
de Opfer der NS-Militärjustiz 
demgegenüber nur in sehr über-
schaubarer Zahl. Gerade ein-
mal drei Dutzend fanden sich 
zusammen, um 1990 die Bun-
desvereinigung Opfer der NS-
Militärjustiz e. V. zu gründen. 
Mit Unterstützung befreundeter 
Wissenschaftler*innen, v. a. His-
toriker*innen, die zum Thema 
forschten, konnten die Opfer 
der NS-Militärjustiz in einer Art 
Selbstorganisation ihre politi-
sche Anerkennung und gesetzli-
che Rehabilitierung einfordern, 
erstreiten und – in mehreren Stu-
fen – von 1998, 2002 bis 2009 
auch durchsetzen. (3)
Diesen Kampf begleitend war 
viel Aufklärungsarbeit zu leis-
ten, um überkommene Vorbe-
halte und Legenden, angefangen 
von der „sauber gebliebenen 

Wehrmacht“ bis zur Verortung 
der Wehrmachtjustiz als „Hort 
von Widerständigkeit“, zurück-
zuweisen, ja zu zerstören. (4) 
Neben der entstehenden Fülle 
von anfangs kaum vorhandener 
wissenschaftlicher Literatur – 
bibliografische Angaben jüngs-
ter Dissertationen (5) weisen 
inzwischen mehrere Hundert 
Veröffentlichungen aus – wa-
ren gesellschaftliche Auseinan-
dersetzungen um örtliche oder 
regionale Denkmäler für zu-
nächst unbekannte und danach 
bekannte Deserteure der Wehr-
macht, Kriegsdienstverweigerer, 
Wehrkraftzersetzer*innen und 
andere Opfer der Wehrmacht-
justiz wahre Produktivkräfte, die 
bis dato verschwiegene Bruta-
lität, die Durchtriebenheit und 
den Gewaltfetischismus des NS-

Regimes gebührend an das Licht 
der Öffentlichkeit zu bringen.
Versuche einzelner überleben-
der Opfer der Wehrmachtjustiz, 
Bestrafung ihrer Verweigerung 
im Kriegsdienst der Wehrmacht 
oder im Strafbataillon recht-
lich anerkennen und als Wider-
standshandlung entschädigen zu 
lassen, waren zuvor regelmäßig 
abgewiesen worden: Verweige-
rung wurde zwar rechtlich als 
„Schwächung der Wehrkraft“ 
gewertet, zählte aber nicht als 
Beitrag, der „der NS-Gewalt-
herrschaft nennenswert Ab-
bruch“ getan, geschweige denn 
„zur Erschütterung oder Abmil-
derung ihrer schlimmen Folgen“ 
geführt hätte. Der Bundesge-
richtshof (BGH) hatte 1961 
höchstrichterlich geurteilt, eine 
Widerstandshandlung „muß … 
nach ihren Beweggründen, Ziel-
setzungen und Erfolgsaussichten 
als ein ernsthafter und sinnvol-
ler Versuch zur Beseitigung des 
bestehenden Unrechtszustandes 
gewertet werden können, der 
einen lebens- und entwicklungs-
fähigen Keim des Erfolges in 
sich trägt…“ (6) So wurden per-
sönliche Traumatisierung und 
gesellschaftliche Ausgrenzung 
von Opfern der NS-Militärjustiz 
auch rechtlich bekräftigt. Die 
von Heinrich Böll 1953 gestellte 
Frage „Wo sind die Deserteure?“ 

war deshalb bis in die 1980er-
Jahre unbeantwortet geblieben. 
(7)

Initiativen aus der 
Friedensbewegung

Im Bewusstsein dieser schwie-
rigen Ausgangslage, aber mit 
dem „Rückenwind“ einer wach-
senden Bewegung, die sich der 
Stationierung von noch mehr 
Waffen für konventionelle und 
atomare Gefechte widersetzte, 
machten Anfang der 1980er-
Jahre Soldaten und Reservis-
ten der Bundeswehr ihren Pro-
test in öffentlichen Aktionen 
deutlich: Mit Rückgabe ihrer 
Wehrpässe und Antragstellung 
auf Kriegsdienstverweige-
rung, oft in Zusammenarbeit 
mit Pazifist*innen, die in der 

Deutschen Friedensgesellschaft 
– Vereinigte Kriegsdienstgeg-
nerInnen zusammengeschlossen 
waren. Bedrohung der Zukunft 
lenkte den Blick auf die Vergan-
genheit. „Mit der Forderung, der 
Deserteure zu gedenken, wollten 
die Initiatoren eine Diskussion 
über Kriegsdienstverweigerung 
und Desertion in Gang setzen.“ 
(8) Mit der Ablehnung von Be-
fehl und Gehorsam für militäri-
sche Zwecke verband sich die 
Fürsprache für Abrüstung, Ent-
spannung und friedliche, zivile 
Streitbeilegung. Desertion ver-
mochte beides zu symbolisieren: 
Ungeachtet der Motive war jede 
Desertion ein selbstbestimmter 
Akt des Ungehorsams, der die 
Mitwirkung am Angriffs- und 
Vernichtungskrieg verweigerte, 
dadurch zugleich die Wehrmacht 
schwächte und – zumindest im-
plizit – auf Waffenverzicht, auf 
ein Ende des Krieges und zivi-
les Leben orientierte. „Mut und 
Zivilcourage einzelner, gegen 
den Krieg anzugehen und sich 
zu verweigern“, wurden – später 
zusammenfassend – als „wirkli-
che Kehrseite nationalsozialis-
tischer Kriegsverherrlichung“ 
gesehen. (9)
Diese positiven Zuschreibungen 
und der Einsatz für das Geden-
ken an diese NS-Opfer stießen 
zunächst auf heftigsten Wider-

spruch, vor allem 
aus den Reihen 
der damals noch 
großen Zahl je-
ner, die wähnten, 
als ehemalige 
Wehrmachtsol-
daten gehorsam 
und treu ihre 
Pflicht getan zu 
haben. Einge-
denk der sog. 
Ehrenerklärung 

Adenauers, der „alle Waffen-
träger unseres Volkes, die im 
Namen der hohen soldatischen 
Überlieferung ehrenhaft zu Lan-
de, auf dem Wasser und in der 
Luft gekämpft haben“, 1952 an-
erkannt hatte, um westdeutsche 
Streitkräfte auch mit Personal 
aus der Wehrmacht wiederauf-
zubauen, fühlten sich auch vie-
le Angehörige der Bundeswehr 
durch Denkmäler für Deserteure 
provoziert und zu öffentlichem 
Widerspruch herausgefordert.

Denkmäler trotz Gegenwind

Den Auftakt bildeten der wis-
senschaftlich fundierte Einsatz 
und Kampf für eine Gedenk-
tafel „Zur Erinnerung an die 
Kasseler Soldaten, die sich dem 
Kriegsdienst für die national-

sozialistische Gewaltherrschaft 
verweigerten und dafür verfolgt 
und getötet wurden“, die am 4. 
Februar 1985 von der Kasseler 
Stadtverordnetenversammlung 
beschlossen wurde (und erst 
Jahre später angebracht werden 

konnte). Es folgte das „Bremer 
Deserteur-Denkmal“, ein Kopf 
mit Stahlhelm und Tarnnetz auf 
einem Betonsockel mit der Auf-
schrift „Dem unbekannten De-
serteur. Reservisten verweigern 
sich“, das 1987 zu Debatten im 
Bremer Landesparlament, zu 
Bundestagsanfragen und zum 
Verlangen des Bundesminis-
ters der Verteidigung führte, 
die Skulptur aus dem öffentli-
chen Raum entfernen zu lassen. 
Von da an entstanden an vielen 
weiteren Orten Initiativen und 
DENK-Mäler, die jeweils ihre 
ganz eigene Geschichte haben. 
Viele lokale Initiativ-Materialien 
und -Veröffentlichungen geben 
darüber Auskunft, wissenschaft-
liche Arbeiten informieren teils 
detailliert, teils kursorisch über 
bis heute mehr als 40 errichtete 
Deserteurdenkmäler. (10)
Das an unübertrefflich promi-
nenter Stelle in Wien platzierte 
Denkmal für die Verfolgten der 
NS-Militärjustiz (11) konnte im 
Oktober 2014 mit breitem poli-
tischen Konsens, aber dennoch 
gegen wahrnehmbaren Wider-
stand durchgesetzt und eröffnet 
werden. Der am 24. November 
2015 in Hamburg feierlich vom 
damaligen Bürgermeister und 
heutigen Bundeskanzler Olaf 
Scholz eingeweihte Gedenkort 
für Deserteure und andere Op-
fer der NS-Militärjustiz (12) 
gründete politisch auf einem 
einstimmigen Beschluss der 
Bürgerschaft aus dem Jahr 2012, 
um diese lange unberücksichtigt 
gebliebene NS-Opfergruppe zu 
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würdigen und ins öffentliche Be-
wusstsein zu rücken: „Es soll ein 
Ort entstehen, der zur Reflektion 
anregt über Humanität, Toleranz 
und Mitmenschlichkeit. Der Ort 
soll dazu ermutigen, für seine 
Überzeugungen und ein fried-

volles Miteinander einzutre-
ten.“ (13)

Gedenken an NS-Verfolgte 
und Zeichen gegen Krieg

Dieses Zitat könnte das konst-
ruktive Finale einer sehr produk-
tiven gesellschaftlichen Ausei-
nandersetzung beschreiben, die 
mit Provokationen und scheinbar 
unüberbrückbaren Dissonanzen 
begann und im Laufe der Zeit, 
auch infolge demografischer 
Entwicklungen, zu überaus wün-
schenswerten Ergänzungen in 
der deutschen Erinnerungskultur 
führte: „Ein Charakteristikum 
von Deserteurdenkmälern ist die 
mehr oder minder in ihnen ange-
legte doppelte Lesbarkeit – als 
Teil der NS-Erinnerungskultur 
und als Gegendenkmäler mit 
friedenspolitischer Botschaft.“ 
(14) So weit, so gut. Aber die 
Wirklichkeit ist komplizierter, 
und die gesellschaftliche Ent-
wicklung geht weiter. Neben der 
in jüngster Zeit bis ins Parlament 
sichtbar gewordenen „braunen“ 
Grundierung Deutschlands, die 
seit eh und je populistisch für 
mehr Nationalstaat, Rüstung 
und Militär plädiert, bedarf auch 
die eingangs befürchtete neues-
te Retro-Entwicklung kräftigen 
Widerspruchs. Was wäre dazu 
besser geeignet, als authentische 
Orte an ihre jahrzehntelang ver-
drängte Geschichte zu erinnern – 
und sie als würdige Gedenkorte 
zu gestalten?
Die Diskussionen um zwei jüngst 
entstandene bzw. in Entstehung 

befindliche Gedenkorte mögen 
das verdeutlichen. So wurde im 
Februar 2020 in Westerland auf 
Sylt eine Gedenktafel errichtet, 
die an die dort hingerichteten 
Opfer der Wehrmachtjustiz dau-
erhaft erinnert: Nachfolgende 
Aktivitäten, um das Gedenken 
mit je einer Hinweistafel am Ort 
der Täter, Sitz des ehemaligen 
Kriegsgerichts, und am Ort der 
Opfer-Gräber auf dem Friedhof 
zu vervollständigen und so die 
Ortshistorie transparenter zu ma-
chen, sind gegenwärtig noch „in 
Arbeit“. (15) Ähnliches gilt für 
die Gestaltung eines würdigen 

Gedenkortes, 
der baldmög-
lichst in Augs-
burg-Haunstet-
ten entstehen 
soll: Anlässlich 
der Umgestal-
tung eines al-
ten Schießplat-
zes, der in der 
NS-Zeit Hin-
r ich tungsor t 
für mindestens 

26 Wehrmachtsoldaten wie auch 
für ungezählte weitere NS-Opfer 
war, ist der örtliche Kulturkreis 
initiativ geworden, um gegen 
drohenden Verlust örtlicher Ge-
schichte und Erinnerung Stel-
lung zu beziehen. (16)
Insoweit konkretisieren und ver-
deutlichen beide Beispiele den 
hier festzuhaltenden wissen-
schaftlichen Befund: Der Sym-
bolgehalt von Deserteurdenkmä-
lern ist und bleibt „Gegenstand 
kontinuierlicher Auseinander-
setzungen, in denen die (anti-)
militaristischen und neuerdings 
zivilgesellschaftlichen Implikati-
onen für die heutige Gesellschaft 
ausgelotet werden.“ (17)

Günter Knebel, 
Bremen
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In der Onlinefassung des Arti-
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